
Ein Plädoyer für massgeschneiderte Lösungen

Der Staat ist an einem effektiven  
und effizienten Vollzug interessiert.  
Er hat deshalb die Tendenz, Stand-
ardlösungen anzuwenden. Dies mag 
Prozesse beschleunigen und amtli-
chen Aufwand minimieren, führt  
aber in vielen Fällen zu Fehlentschei-
den. Aus diesem Grund verankerte 
der Verfassungsgeber das Verhältnis-
mässigkeitsprinzip in unsere Verfas-
sung. Dieses Prinzip verpflichtet 
Behörden, einzelfallgerechte Lösun-
gen zu suchen.

Das Verhältnismässigkeitsprinzip ist in 
der Bundesverfassung als einer der 
wichtigsten Grundsätze rechtsstaatli­
chen Handelns verankert (BV 5 II und 
36 III). Es wird sogar als «goldene Regel 
des modernen Rechtsstaats» bezeich­
net1. Der Grundsatz verlangt, dass sich 
die Behörden Zeit nehmen, jeden Ein­
zelfall separat anzugehen und nach ei­
ner Lösung suchen, mit der sie einer­
seits ihren Gesetzesauftrag umsetzen 
können und andererseits nur so weit 
wie nötig in die Freiheit des Bürgers 
eingreifen müssen. 

Besonders bei der Beurteilung staat­
lichen Handelns spielt das Verhältnis­
mässigkeitsprinzip eine wichtige Rolle, 
da es mit dem Legalitätsprinzip und 
dem öffentlichen Interesse in engem 
Zusammenhang steht. BV 5 I verankert 
das Legalitätsprinzip, wonach Grund­
lage und Schranke staatlichen Handelns 
das Recht ist, m.a.W., dürfen Behörden 
nicht gegen das Gesetz verstossen und 
ihr Handeln bedarf einer gesetzlichen 
Grundlage. BV  5  II schreibt vor, dass 
staatliches Handeln im öffentlichen In­
teresse liegen und verhältnismässig sein 
muss. Bevor deshalb überprüft werden 
kann, ob staatliches Handeln verhält­

nismässig ist, wird vorausgesetzt, dass 
dieses Handeln durch ein gesetzlich 
anerkanntes Interesse der Allgemein­
heit gerechtfertigt ist. 

Woran wird jedoch gemessen, ob 
staatliches Handeln «im Masse des Ver­
hältnisses» liegt? Als Grundlage wird 
vorausgesetzt, dass es geeignet und not­
wendig sein muss, um das im öffentli­
chen Interesse liegende Ziel erreichen 
zu können. Gleichzeitig darf nur so 
weit wie nötig in die Rechte und Frei­
heiten der Bürger eingegriffen werden. 
Ein Beispiel: Landwirt X reicht ein Bau­
bewilligungsgesuch für den Bau einer 
neuen Anlage ein. Dieses wird von der 

Behörde abgelehnt, weil es gegen die 
Luftreinhalteverordnung verstösst. Die 
Behörde verfolgt ein gesetzlich aner­
kanntes öffentliches Interesse (reine 
Luft) und lehnt gestützt auf eine gesetz­
liche Grundlage das Baubewilligungs­
gesuch ab. Die Einbusse, die Landwirt X 
erdulden muss, ist, dass er seine neue 
Anlage nicht bauen darf. Nun stellt sich 
die Frage, ob die Ablehnung des Bau­
bewilligungsgesuchs verhältnismässig 
war. Ist die Ablehnung des Baubewilli­
gungsgesuchs überhaupt dazu geeignet, 
das öffentliche Interesse (reine Luft) zu 
erreichen und, ist sie dazu auch not­
wendig? Oder gäbe es nicht doch mil­
dere Massnahmen, die das öffentliche 
Interesse (saubere Luft) im gleichen Aus­
mass erreichen würden, wie bspw., dass 
die Baubewilligung nur unter der Auf­
lage erteilt wird, dass ein Luftwäscher 
in die Anlage miteingebaut wird? 

Das Beispiel zeigt, dass das Verhält­
nismässigkeitsprinzip, im Gegensatz zu 
Gesetzen, keine klaren und starren Re­
geln definiert. Vielmehr werden Inter­
essen gegeneinander abgewogen und 
Massnahmen auf ihre Eignung und Er­
forderlichkeit überprüft. Die Verhält­
nismässigkeitsprüfung dient der Ein­
zelfallgerechtigkeit. Jeder Fall muss von 
neuem eingeschätzt und beurteilt wer­
den, da er andere Eigenschaften mit 
sich bringt. Betrachtet man den Me­
chanismus unserer rechtsstaatlichen 
Grundsätze, so erkennt man, dass das 

Verhältnismässigkeitsprinzip ein Kor­
rektiv darstellt. Ein Korrektiv, damit 
Behörden ihr Handeln, welches dem 
Grundsatz nach schematisch «nach Ge­
setz» erfolgen muss (Legalitätsprinzip), 
auf Einzelfälle massgeschneidert wer­
den kann. Ein solches Einzelfallkorrek­
tiv lässt sich deshalb auch nicht sche­
matisch gesetzlich verankern. Für Be­
hörden bedeutet dessen nachhaltige 
Umsetzung einen enormen Aufwand. 
Letztlich führt dies bei den Bürgern je­
doch zu bedeutend mehr Akzeptanz 
und Verständnis für staatliches Han­
deln und lässt dieses aus deren Sicht 
sinnvoll erscheinen. Verlangen Sie von 
den Behörden, eine auf Ihren Fall mass­
geschneiderte Lösung.  n

«Verhältnismässige 
staatliche Massnahmen 

führen zur Zielerreichung 
und fördern die 

Akzeptanz.»

Maximiliane Lotz  
MLaw, Juristin/
Anwaltssubstitutin 
Niklaus Rechtsanwälte 
Dübendorf
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Hans Egli
 
Alter:	 53 Jahre
Zivilstand:	verheiratet, drei Kinder
Ort:	 Steinmaur 

Kurzes Betriebsporträt:
Unser Betrieb hat 40 Hektaren, liegt im Zürcher Unterland 
in der Gemeinde Steinmaur. Der Hof befindet sich zwi­
schen den ehemaligen Dörfern Ober- und Niedersteinmaur 
und ist inzwischen auf drei Seiten von Wohnhäusern um­
geben, was Vor- und Nachteile mit sich bringt.  

Unsere Region ist ein typisches Acker- und Gemüse­
baugebiet auf 450 m über Meer, mit etwa 900 Millimeter 
Niederschlag pro Jahr.

Mit der Hofübernahme 1995 entschieden wir uns auch 
zukünftig Milchwirtschaft zu betreiben, und bauten 1998 
einen Laufstall mit Fahrsiloanlagen.
Nebst der Milchwirtschaft mit 45 Kühen und Mastrindern, 
ist der Ackerbau mit Karotten, Zuckerrüben, Weizen, Raps 
und Mais ein weiteres Standbein. 

Die Direktvermarktung mit zugehöriger Bäckerei macht 
unseren Betrieb vielseitig und spannend. 

Direktvermarktung ist und bleibt auch in Zukunft ein 
Betriebszweig der grosses Einkommenspotenzial hat. 

Welches sind Ihre Beweggründe sich  
für die Zürcher Landwirtschaft auf Verbandsebene 
einzusetzen?
Der Bauernverband ist ein ganz wichtiger Player in der 
Kommunikation und Interessenvertretung der Landwirt­
schaft. Hier werden die Kräfte gebündelt, ganz nach dem 
Motto, zusammen sind wir stark.

Was sind Ihre Ziele im Rahmen der  
Vorstandstätigkeit beim ZBV?
Ich möchte mithelfen, um der Landwirtschaft auch zukünf­
tig ein existenzsicherndes Einkommen zu ermöglichen. 
Dieses Ziel ist kein Selbstläufer, sondern braucht den Ein­
satz aller Exponenten.

Welche Themen beschäftigen Sie persönlich  
aus landwirtschaftlicher Sicht am meisten? 
Das die ökologischen Leistungen der Landwirtschaft klein­
geredet werden, und grosse Teile der Politik die Landwirt­
schaft auf dem Altar des Freihandels opfern wollen.  n  

Beraterecke
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Flurin Keller
 
Alter:	 28 Jahre
Zivilstand:	verlobt,  
		  in einigen Monaten Vater	
Ort: 	 Wald ZH 

Kurzes Betriebsporträt:
Bio Betrieb in der voralpinen Hügelzone.

–– 42 ha LN, 12 ha Wald
–– 32 Milchkühe mit eigener Aufzucht, alle auf  
dem Betrieb geborenen Kälber werden  
selber abgetränkt und als Mastremonten  
verkauft oder für die Aufzucht nachge- 
nommen

–– Ackerbau: 2 ha Winterweizen, 1,6 ha Ur-Dinkel, 0,3 ha 
Winterlein, 1,8 ha Silomais (30a davon Anbauversuch 
von Mais-Bohnen-Gemenge)

–– 23 Prozent ökologische Ausgleichsflächen
–– 115 Hochstammfeldobstbäume (Apfel, Birne, Quitte, 
Kirsche, Zwetschge)

–– 125 Nussbäume 

Welches sind Ihre Beweggründe sich  
für die Zürcher Landwirtschaft auf Verbandsebene 
einzusetzen?
Ich möchte mich aktiv für die Landwirtschaft und unsere Le­
bensgrundlage einsetzen. Als junger Landwirt möchte ich 
die zukünftige Ausrichtung und Tätigkeiten unseres Verban­
des und der Branche mitgestalten können. 

Was sind Ihre Ziele im Rahmen der  
Vorstandstätigkeit beim ZBV?
Ich möchte die Anliegen meiner Generation, der Betriebe 
im hügeligen Oberland sowie der Bio-Landwirtschaft im 
Verband einbringen. 

Zusammen mit dem Vorstand möchte ich eine gute 
Basis für die Zürcher Landwirtschaft gestalten.

Welche Themen beschäftigen Sie persönlich  
aus landwirtschaftlicher Sicht am meisten? 
Welche Wege die Landwirtschaft in Zukunft gehen kann 
um mit einer nachhaltigen Produktion im globalen Mark­
tumfeld bestehen zu können. 

Wie wir Landwirte der Schweizer Bevölkerung unsere 
Produktion wieder näherbringen können und das gegen­
seitige Verständnis gefördert werden kann.  n  

Gewählt an der Delegiertenversammlung 2019

Vorstellung neue Vorstandsmitglieder des Zürcher Bauernverbandes (1. Teil)

An der 177. Delegiertenversammlung des ZBV haben die Delegierten in Winterthur-Wülflingen vier neue Mitglieder in den Vorstand gewählt. Gerne stellen wir Ihnen in dieser und der nächsten  
Ausgabe des «Zürcher Bauer» die neugewählten Vorstandsmitglieder genauer vor (alphabetische Reihenfolge). Wir haben Ihnen dazu folgende Fragen gestellt:

1 zit. MÜLLER MARKUS, Verhältnismässigkeit, S. 3.
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